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den sogenannten kleinen Leuten 

nicht aus. Hinzu kommt die allgemei­

ne Orientierungslosigkeit im Zusam­

menbruch einer staatlichen Ordnung, 

die ihren Kredit verspielt, die jegliches 

Vertrauen verloren hat. Hinzu kom­

men außerdem die wirtschaftlichen 

Probleme als Folge der sogenannten 

Asienkrise, unter der Indonesien lei­

det und laboriert wie kein anderes 

asiatisches Land der einstigen klei­

nen und großen Tiger und Drachen.

I
 Killer und Schlägertrupps 

werden angeheuert

Der Verteilungskampf in In­

donesien ist insgesamt härter und 

brutaler geworden, weil sich immer
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mehr Menschen die ungleichen Teile 

des nationalen Kuchens einzuverlei­

ben versuchen. Nicht zu vergessen: 

Mit 210 Millionen Menschen steht In­

donesien heute an vierter Stelle unter 

den bevölkerungsreichsten Staaten. 

Seit den Anfängen der Republik in 

den 40er Jahren hat sich diese Zahl 

vervierfacht. Und noch ein Aspekt 

verschärft die Situation: Wer bei den 

jeweiligen Gewaltausbrüchen ge­

nauer nach den Hintergründen 

forscht, stößt immer wieder auf Pro­

vokateure, die die Spannungen an­

heizen und offenbar die Interessen 

ganz anderer Leute vertreten: bezahl­

te Killer, beauftragte Unruhestifter im 

Dienste einflußreicher Militärs und 

Politiker, die ein Interesse an der 

Destabilisierung des Landes haben,

um sich und ihre Position zu retten. 

Der Suharto-Clan, nach wie vor mit 

immensen, unkontrollierbaren Geld­

mitteln ausgestattet, mischt im Kampf 

um die Vormacht weiter mit. Korrupti­

on bestimmt den Alltag — ganz so, 

als habe sich außer dem Namen des 

Präsidenten kaum etwas verändert. 

Wer im berüchtigten Schatten indo­

nesischer Ränkespiele die Fäden 

zieht, ist kaum zu durchschauen. 

Nicht die Hintermänner in Politik und 

Militär, sondern die Schlägertrupps 

und Agenten machen Furore und lö­

sen vor dem Hintergrund allgemeinen 

Verunsicherung die Massaker aufge­

putschter Volks- und Religionsgrup­
pen aus. Ein Ende der Selbstzer- 

fleischung ist nicht abzusehen.

Bei illegalen Plantagen 
kein Handlungsbedarf

von Susanne W. Schwarz

Die indigene Bevölkerung Kalimantans versucht sich seit Jahren gegen 

den Ausverkauf ihrer Wälder — ihrer Lebensgrundlage zu wehren. Trans­

migrationsprojekte, Plantagen und Minen sind staatlich geförderte Projek­

te, denen das indonesische Recht weite Handlungsspielräume eröffnet. 

Die Bevölkerung, in Form von Ansiedlungen, kommt auf den Planungskar­

ten nicht vor. Staatlich erwünschte Schritte, wie das Anzeigen illegalen 

Holzeinschlags, scheitern am Apparat. Die Aufsichtsbeamten sind für ei­

nen zu großen Raum verantwortlich und so gering entlohnt, dass solche 

Bemühungen an den Distanzen und dem Fassungsvermögen der Geldbör­

sen lokaler Provinzbeamter scheitern.

M
it der Absetzung Suhartos 

sollte alles anders werden. 

Die eingekehrte Lethargie in 

der Bevölkerung verwandelte sich 

spürbar in neue Hoffnungen und in 

den Einsatz für ihre Interessen.

Mit großer Aufmerksamkeit 

verfolgen die Menschen die politi­

schen Diskussionen und Prozesse an 

Fernseh- und Radiogeräten. Die 

Kampfansage an Korupsi, Kolusi und 

Nepotisme ermutigt auch die Men­

schen in den Dörfern südwestlich des 

Jempangsees ihre Rechte einzufor­

dern.
Seit 1996 arbeitet in den 

Unterbezirken Muara Pahu und 

Jempang das ehemals britische

Plantagenunternehmen PT. London 

Sumatra (LonSum). Heute stehen 

hinter der Aktiengesellschaft indo­
nesische Magnaten. Eine Ölpalm­

plantage vom zweifachen Ausmaß 

des Bodensees wird hier in den 

nächsten Jahren die produktiven 

Nutzwälder der indigenen Bevölke­

rung ersetzen. Ihnen soll die Hälfte 

der Fläche zur Bearbeitung zugeteilt 

werden. Den Bauern werden aller­

dings Setzlinge, Infrastruktur und 

Kunstdünger auf wenig transparente 

Weise als Kredit angerechnet. Bis 

dieser abbezahlt ist, wird den Bau­

ern ein Teil der Ernte abgezogen. 

Wann die Schulden getilgt sind, ent­
scheidet das Unternehmen.

Die Benuaq sind eine 

Volksgruppe, die Neuem durchaus 

positiv gegenüber steht. Sie praktizie­

ren nachweislich seit einigen hundert 

Jahren eine Wechselfeldwirtschaft, 

die innerhalb ihrer traditionell festge­

legten Dorfgebiete ein Mosaik an 

Waldgärten entstehen ließ. Ihr Bewirt­

schaftungssystem erlaubt den Be­

nuaq auf Schwankungen des Marktes 
mit wechselnden Nutzungsweisen zu 

reagieren. Die Umwandlung des ge­

samten Waldgebietes beraubt die 

Benuaq jedoch nicht nur ihrer Ver-

Die Autorin lebte mehrere Jahre auf 

Kalimantan, wo sie sich mit kulturöko­

logischen Studien beschäftigte.
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sorgungsgrundlage, sondern führt sie 

auch in eine monopolistische Ab­

hängigkeit.
Die Öffnung der Plantagen­

fläche begann gegen den Willen 

derjenigen, denen das Land nach 

dem althergebrachten adat, dem 

traditionellen Gewohnheitsrecht, ge­

hört. Unstimmigkeiten über Land­
rechte und Entschädigungszahlun­

gen führten zu zahlreichen Konflikten. 

Mit der ungewöhnlich langen Trok- 

kenheit des El-Nino-Jahres 1997/98 

versuchten Angestellte des Unter­

nehmens sich der lästigen Diskussi­

on über Enklavierung von Gärten zu 

entledigen, sowie die weitere Er­

schließung von Land zu beschleuni­
gen und Kompensationszahlungen 

niedrig zu halten. Sie ließen die be­

treffenden Waldflächen in Brand set­

zen.
Nachdem vornehmlich Plan­

tagen und Konzessionen für die 

Brände verantwortlich gemacht wur­

den, entsandte die Regierung eine 

Aufklärungskommission. Die Vertre­

ter von Militär und Umweltbehörden 

bekamen die Sachlage von Mitarbei­

tern eines Forstprojektes für Feuer­

management, das im Rahmen der 

deutsch-indonesischen Entwicklungs- 

zusamenarbeit durchgeführt wird, 

ausführlich erläutert. LonSum zahlte 
die Übernachtungskosten für die 

Kommission im teuersten Hotel Ba- 

likpapans und sorgte anderntags für 

eine fürstliche Bewirtung im Base 

Camp der Plantage. Bis 1997 wur­

den alleine in einer der auf drei 

Tochterunternehmen aufgeteilten Plan­

tage 16.500 Hektar Land erschlos­

sen. Die bei der Vorstellung des 

Projektes versprochenen Arbeits­

plätze erhielten vorwiegend billigere 

Arbeitskräfte aus Java und Ost- 

Indonesien, die in diesem Gebiet 

angesiedelt worden waren. Mit dem 

erneuten Ausbruch der Feuer im 

Februar 1998 und der zugespitzten 

Wirtschaftskrise entließ das Unter­

nehmen fast alle Arbeiter. Bis April 

des gleichen Jahres kamen sämtli­

che Arbeiten auf der Plantage zum 

Erliegen.

Die gestartete Reform des 

neuen Forst- und Plantagenministers 

Nasution bestärkte die Benuaq, 

massiver für ihre Rechte einzutreten. 

Nasution fordert die Berücksichtigung 

des adat, und selbst Landrechtskon­

flikte — zuvor ein Tabuthema — ste­

hen auf seiner Agenda.

Nachdem sämtliche Koope­

rationsversuche von Seiten der betrof­

fenen Lokalbevölkerung scheiterten, 

beschlossen neun Dörfer, eine De­

monstration durchzuführen.

| Polizei schlägt 
I Demonstration nieder

Doch der Verlauf der im No­

vember 1998 gestarteten Demonstra­

tion zeigt die Realitäten auf. Von poli­

tischer Seite erhalten die Demon­

stranten keine Unterstützung, obwohl 

sich herausstellt, dass das Unter­

nehmen nicht die erforderliche mini­

sterielle Genehmigung für seine Ak­

tivitäten in Ost-Kalimantan besitzt, al­

so illegal arbeitet. Auf Regie­

rungsebene fühlt sich niemand zu­
ständig. Der Versuch, die Unterneh­

mensleitung zu einem Gespräch der 

Kompromissfindung zu bewegen, 

findet nach einem halben Jahr ein jä­

hes Ende. Das Unternehmen veran­

lasst die Entführung einiger Demon­

stranten durch ehemalige Strafgefan­

gene und übergibt sie der Polizei. 

Durch das Einschreiten einer lokalen 

Menschenrechtsorganisation, sieht 

sich der Provinzgouverneur gezwun­

gen, die Aufhebung der nicht recht­

mäßigen Gefangenhaltung zu for­

dern. Doch eine Polizeieinheit stürmt 

das von der Bevölkerung besetzte 

Base Camp des Unternehmens. Seit 

März begehen die Demonstranten 

hier den traditionellen Gugug-Ritus, 

mit dessen Hilfe das bereits vernich­

tete Waldgebiet spirituell gereinigt 

werden soll. Alte wie junge Men­

schen, auch Mütter mit Säuglingen 

befinden sich bei der der Zeremonie, 

als die Polizeieinheit auf sie schießt. 

Das traditionelle Oberhaupt eines der 

Dörfer wird mit seinen über 90 Jahren 

an ein Fahrzeug gekettet und seiner 

Barschaft beraubt. Zwar können die 

meisten Menschen unversehrt flie­

hen, der Ritualaufbau wird jedoch 

zerstört, weitere Männer verhaftet. 

Kurz zuvor noch hatte der Polizeichef 

erklärt, dass ihn die Demonstration 

nicht interessiere, da LonSum illegal 

in diesem Gebiet arbeitet. Wenige 

Tage später verwüsten Sicherheits­

kräfte in drei Dörfern die Häuser der 

Familien, die offen als Gegner der 
Ölpalmplantage aufgetreten sind. Alle 

Wert- und Ritualgegenstände werden 

mitgenommen. Aus dem Haus des 

oben erwähnten Ac/atvertreters ver­

schwindet auch die Dorfkarte, auf 

dem die Bewohner ihre Gärten ver­

merkt haben. Zuvor eine wichtige Ar­

gumentationshilfe bei den Bemühun­

gen, LonSum von Landumwand­

lungsaktivitäten abzuhalten.
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; Alles bleibt beim Alten

Anfang August begann der 

Prozess gegen die Gefangenen. An­

geklagt werden sie für Diebstahl, 

Brandstiftung und Hausbesetzung. 

Die Demonstration steht außen vor. 

Vor Prozessbeginn übte die Staats­

anwaltschaft Druck auf die Gefange­

nen aus und versuchte sie zur Unter­

zeichnung eines Schreibens zu veran­

lassen, in dem sie ihre Verteidigung 

durch die Menschenrechtsorganisati­
on ablehnen.

PT. London Sumatra nahm 

inzwischen seine Arbeiten auf der 

Plantage wieder auf. Laut der aktu­

ellsten Kartenausgabe des Ministeri­

ums für Forst und Plantagen gibt es 

noch immer kein Unternehmen, das 

für die Fläche vorgesehen ist, auf der 

LonSum nun schon im vierten Jahre 

aktiv ist. Vor wenigen Wochen musste 

der Leiter des Forstministeriums auf 

Provinzebene seinen Posten räumen. 

In seiner Abschiedsrede begründete 

er diese von oben getroffene Ent­
scheidung damit, dass er zwei Öl­

palmunternehmen, die in Ost-Kali- 

mantan aktiv werden wollten keine 

Genehmigung erteilt hätte.

Die meisten Bewohner des 

Konfliktgebietes sind inzwischen wie­

der eingeschüchtert und verängstigt. 

Reformasi  Demokrasi ist für sie nur 

noch omong kosong - leeres Ge­
schwätz.
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